
Aktenzeichen: 9 AZR 480/94
Bundesarbeitsgericht 9. Senat Urteil vom 05. September 1995

- 9 AZR 480/94 -
I. Arbeitsgericht 

Erfurt
Urteil vom 02. März 1993 
- 8 Ca 456/92 -

II. Thüringer
Landesarbeitsgericht

Urteil vom 21. Dezember 1993 
- 3 Sa 579/93 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Tarifliche Besitzstandsklausel

Gesetz:
Gemeinsamer Manteltarifvertrag für die Thüringer Metallindu­
strie (GMTV) vom 8. März 1991 § 16 Ziff. 1, 2

Leitsätze:

keine

Parallelsache zu - 9 AZR 481/94 - Urteil vom 5. September 
1995 - zur Veröffentlichung in der Fachpresse bestimmt
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9 AZR 480/94
3 Sa 579/93 Thüringer Landesarbeitsgericht

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
5. September 1995 Urteil
Klapp,
Amtsinspektorals Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

t

pp.

hat der Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 5. September 1995 durch den Vor­
sitzenden Richter Prof. Dr. Leinemann, die Richter Dörner 
und Düwell sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Weiss und 
Volpp für Recht erkannt:
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Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Thüringer Landesarbeitsgerichts vom 21. Dezember 
1993 - 3 Sa 579/93 - wird zurückgewiesen.
Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über die Höhe des Urlaubsanspruchs für 
das Urlaubsjahr 1992.

Der 1939 geborene Kläger war zunächst bei dem Rechtsvorgän­
ger der Beklagten, einem Volkseigenen Betrieb (VEB) seit 1956 als 
Dreher beschäftigt. In dem Änderungsvertrag vom 16. Januar 1984 
wurde ihm ein "personengebundener Zusatzurlaub" von vier Arbeits­
tagen zugesagt. In der Urlaubsregelung des für den VEB abge­
schlossenen Rahmenkollektivvertrages (RKV) war ein "Urlaubsan­
spruch nach Tätigkeitsmerkmalen" geregelt:

3.1.2 Werktätige, die ständig im Mehrschichtsy­
stem arbeiten, erhalten einen Zusatzurlaub 
in Höhe von 3 bis 10 Arbeitstagen und zwar
a) ...
b) ...
c) im unterbrochenen Drei-Schicht-System 5 Arbeitstage

3.1.5 Die Dauer des Erholungsurlaubes ergibt sich 
aus dem Grundurlaub und dem Zusatzurlaub.

- 3 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Zum Grundurlaub bzw. zum erhöhten Grundur­
laub werden alle vorgenannten Arten von Zu­
satzurlaub gewährt, wenn die dafür festge­
legten Bedingungen vorliegen."

Beide Parteien sind tarifgebunden. In dem am 1. April 1991 
in Kraft getretenen gemeinsamen Manteltarifvertrag Metallindu­
strie Thüringen (GMTV) vom 8. März 1991 ist geregelt:

%

"§ 16 
Urlaubsdauer

1. Die Urlaubsdauer beträgt:
im Urlaubsjahr 1991: 20 Arbeitstage 
im Urlaubsjahr 1992: 24 Arbeitstage 
im Urlaubsjahr 1993: 26 Arbeitstage 
im Urlaubsjahr 1994: 27 Arbeitstage 
im Urlaubsjahr 1995: 29 Arbeitstage 
im Urlaubsjahr 1996: 30 Arbeitstage
Bestanden am 31. Dezember 1989 weitergehende 
Urlaubsansprüche oder sind solche bis zum 
1. Juli 1990 entstanden, erhöht sich der Ur­
laubsanspruch gemäß Ziffer 1 entsprechend, höchstens jedoch auf bis zu 30 Arbeitstage. 
Diese Urlaubsansprüche werden auf die Verlän­
gerung der Urlaubsdauer gemäß Absatz 1 ange­
rechnet .

2 .

Arbeitnehmer in Betrieben, in denen in regel­
mäßiger Wechselschicht oder vollkontinuierlich 
gearbeitet wird, sowie Teilzeitbeschäftigte 
haben unter Beachtung der jeweiligen Schicht­
pläne einen Urlaubsanspruch, der dem Urlaub 
eines Arbeitnehmers entspricht, der im Ein- 
Schicht-Betrieb an 5 Tagen in der Woche regel­
mäßig beschäftigt wird.

Seit April 1991 hat der Kläger keine Schichtarbeit mehr ge­
leistet. Die Beklagte berücksichtigte deswegen nicht mehr den Zu­
satzurlaub wegen Schichtarbeit und berechnete die Urlaubsdauer 
für das Urlaubsjahr 1992 mit 28 Urlaubstagen. Nach vergeblicher
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Mahnung hat der Kläger im Mai 1992 seine Forderung von 2 weiteren 
Urlaubstagen gerichtlich geltend gemacht.

Der Kläger hat zuletzt sinngemäß beantragt,

1. festzustellen, daß dem Kläger 30 Urlaubstage 
für das Kalenderjahr 1992 zustanden,

2. die Beklagte zu verurteilen, dem Kläger für 
das Urlaubsjahr 1992 zwei Urlaubstage nachzu­
gewähren .

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Auf die Beru­
fung der Beklagten ist das Urteil abgeändert und die Klage abge­
wiesen worden. Die Revision verfolgt die Wiederherstellung des 
arbeitsgerichtlichen Urteils. Die Beklagte bittet um Zurückwei­
sung der Revision.

E n t s c h e i d u n a s a r ü n d e  ;

I. Die Revision ist unbegründet.

1. Das Feststellungsbegehren ist als Zwischenfeststellungsklage
nach § 256 Abs. 2 ZPO zulässig.

Der Leistungsantrag war auslegungsbedürftig. Nach den Aus­
führungen in der Berufung sollte die Freistellung für den Zusatz­
urlaub im Mehrschichtsystem auch noch nach Ablauf der Übertra-
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gungsfrist im Folgejahr durchgesetzt werden. Das hat auch das 
Landesarbeitsgericht erkannt. Es hat allerdings in Verkennung von 
§ 259 ZPO darin eine Klage auf künftige Leistung gesehen.

2. Die Klage ist insgesamt unbegründet; denn der Kläger hatte 
für das Jahr 1992 keinen Anspruch auf 30 Tage Urlaub. Deshalb 
fehlt es an dem Schaden, dessen Ausgleich der Kläger von der Be­
klagten fordert.

a) Das Landesarbeitsgericht hat die maßgebliche Vorschrift desf f
§ 16 Ziff. 1 Abs. 2 Satz 1 GMTV einschränkend als Besitzstands­
klausel ausgelegt. Dem folgt der Senat.

Die Tarifnorm dient für den Zeitraum 1991 bis 1996 der Be­
sitzstandswahrung für die Zusatzurlaubsansprüche, die am 31. De­
zember 1989 bestanden haben oder bis zum 1. Juli 1990 entstanden 
sind. Entgegen der Revision folgt aus den von den Tarifvertrags­
parteien verwandten Formulierungen nicht, daß jeder einmal zwi­
schen den beiden Stichtagen erworbene Anspruch auf zusätzlichen

( Urlaub bis zur völligen Aufsaugung im Jahr 1996 in jedem Urlaubs­
jahr erneut gewährt werden müßte. Die Besitzstandsklausel sichert 
den Fortbestand "weitergehender" Urlaubsansprüche nur insoweit, 
wie sie in der Zeit zwischen dem 31. Dezember 1989 und 1. Juli 
1990 bestanden haben. Hat damals ein Zusatzurlaub unter einer Be­
dingung bestanden, so bleibt diese Bedingung auch für die Über­
gangszeit bis 1996 bestehen.
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Das trifft insbesondere für den vom Kläger geltend gemachten 
Zusatzanspruch für Mehrarbeit zu. Ansonsten hätten die Tarifver­
tragsparteien die Arbeitnehmer, die nur bis zum 1. Juli 1990 im 
Mehrschichtsystem gearbeitet haben, bessergestellt als diejeni­
gen, die auch noch weiterhin im Mehrschichtsystem arbeiten. Denn 
nach § 16 Ziff. 2 Abs. 4 GMTV wird kein Zusatzurlaub für Mehr­
schichtarbeit gewährt.

b) Der vom Kläger geltend gemachte Anspruch auf Zusatzurlaub im 
Mehrschichtsystem ist kein "weitergehender", von der Beklagten 
zusätzlich zum tariflichen Grundurlaub zu erfüllender Urlaubsan­
spruch; denn der im Rahmen der Besitzstandsklausel des § 16 
Ziff. 1 Abs. 2 Satz 1 GMTV zu berücksichtigende RKV enthielt in 
der Anlage 9 - Urlaubsvereinbarung - nur einen arbeitsbedingten 
Zusatzurlaub. In Ziff. 3.1.5 Satz 2 RKV war ausdrücklich be­
stimmt, daß der Zusatzurlaub nur gewährt wird, "wenn die dafür 
festgelegten Bedingungen vorliegen". Die nach Ziff. 3.1.2 RKV 
vorausgesetzte Bedingung "ständig im Mehrschichtsystem arbeiten" 
ist vom Kläger im Jahr 1992 nicht mehr erfüllt worden. Somit 
konnte die Anwendung dieser Zusatzurlaubsregelung keine Erhöhung 
des TarifUrlaubs des Klägers bewirken.

II. Der Kläger hat gemäß § 97 Abs. 1 ZPO die Kosten der erfolg­
losen Revision zu tragen.

Leinemann Dörner Düwell
Weiss Volpp
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